
 

 

Gesetz- und Verordnungsblatt 

für das Land Brandenburg  

Teil I – Gesetze 

29. Jahrgang Potsdam, den 19. Juni 2018 Nummer 11 

Gesetz zum Einstieg in die Elternbeitragsfreiheit in Kitas  

Vom 18. Juni 2018 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Kindertagesstättengesetzes 

Das Kindertagesstättengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juni 2004 (GVBl. I S. 384), das zuletzt 

durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10. Juli 2017 (GVBl. I Nr. 17) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:  

a) Die Angabe zu § 2 wird wie folgt gefasst: 

„§ 2 Begriffsbestimmungen, Zusammenarbeit, Anwendungsbereich“. 

b) Nach der Angabe zu § 17 werden die folgenden Angaben eingefügt: 

„§ 17a Befreiung von Elternbeiträgen 

§ 17b Ausgleich entgangener Einnahmen der Einrichtungsträger 

§ 17c Kostenausgleich für die Elternbeitragsbefreiung durch das Land 

§ 17d Verwaltungskostenausgleich  

§ 17e Ausnahmen von der Elternbeitragsbefreiung“. 

c) Die Angabe zu § 24 wird wie folgt gefasst: 

„§ 24 Übergangsvorschrift“. 

d) Die Angabe zu § 25 wird gestrichen. 



 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 2 

Begriffsbestimmungen, Zusammenarbeit, Anwendungsbereich“. 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt: 

„(4) Kita-Jahr im Sinne dieses Gesetzes und der dazu erlassenen Verordnungen ist die Zeit vom 1. Au-

gust eines Jahres bis zum 31. Juli des Folgejahres.“ 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

3. Nach § 12 Absatz 1 Satz 3 wird folgender Satz eingefügt: 

„In dem öffentlich-rechtlichen Vertrag kann vereinbart werden, dass die finanziellen Verpflichtungen des örtli-

chen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe gegenüber den Trägern von Kindertagesstätten, Tagespflegepersonen 

und den Trägern anderer Angebote der Kindertagesbetreuung von der kreisangehörigen Gemeinde oder dem 

Amt erfüllt werden; eine Begrenzung der nach diesem Gesetz vorgesehenen finanziellen Verpflichtungen ist 

nicht statthaft.“ 

4. Dem § 16 Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Verpflichtung nach Satz 1 wird durch den Ausgleich der Einnahmeausfälle infolge der Befreiung von El-

ternbeiträgen gemäß §§ 17a und 17b nicht berührt.“ 

5. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „(Elternbeiträge)“ die Wörter „nach Maßgabe des Absatzes 2“ 

eingefügt. 

b) Dem Absatz 2 werden die folgenden Sätze angefügt: 

„Bei der Ermittlung der beitragsfähigen Betriebskosten ist zunächst von der Gesamtsumme der Betriebs-

kosten mindestens der Betrag abzuziehen, den der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe einem Ein-

richtungsträger als Zuschuss nach § 16 Absatz 2 zu gewähren hat. Der höchste Elternbeitrag darf die an-

teilig auf einen Betreuungsplatz entfallenden verbleibenden rechnerischen Betriebskosten der Kinderta-

gesstätten eines Einrichtungsträgers in der Gemeinde nicht übersteigen. Betreibt ein örtlicher Träger der 

öffentlichen Jugendhilfe oder ein Verpflichteter gemäß § 12 Absatz 1 Satz 1 und 2 eigene Kindertages-

stätten, so sind zur Bemessung der Elternbeiträge von den Betriebskosten die Zuschüsse in Abzug zu 

bringen, die den Trägern von Kindertagesstätten gemäß § 16 Absatz 2 zustehen. Die Sozialverträglichkeit 

ist auf der Grundlage einer Gesamtbetrachtung der Höhe und Staffelung herzustellen. § 6 des Kommunal-

abgabengesetzes für das Land Brandenburg findet keine Anwendung.“ 

d) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt: 

„(4) Die oberste Landesjugendbehörde kann erstmals zum Kita-Jahr 2019/2020 nach Anhörung der ört-

lichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe, der kommunalen Spitzenverbände, der Spitzenverbände der 

freien Wohlfahrtspflege sowie der Kirchen Empfehlungen zur Festlegung der Elternbeiträge erlassen.“ 

e) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

6. Nach § 17 werden die folgenden §§ 17a bis 17e eingefügt: 

„§ 17a 

Befreiung von Elternbeiträgen 

(1) Für die Inanspruchnahme von Angeboten der Kindertagesbetreuung in Kindertagesstätten und Kinderta-

gespflege darf kein Elternbeitrag erhoben werden, soweit sich das Kind im letzten Kita-Jahr vor der Einschu-

Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil I  Nr. 11 vom 19. Juni 2018 2



 

lung befindet (Elternbeitragsbefreiung). Dies gilt nicht für das Essengeld und die Inanspruchnahme von Leis-

tungen, die den ortsüblichen Rahmen erheblich übersteigen. Die Elternbeitragsbefreiung gilt auch für Kinder im 

letzten Kita-Jahr vor der Einschulung, die in Hilfemaßnahmen nach den §§ 33 und 34 des Achten Buches Sozi-

algesetzbuch gefördert werden. 

(2) Die Elternbeitragsbefreiung gilt für ein Kita-Jahr. Endet das letzte Kita-Jahr eines Kindes vor dessen Ein-

schulungstermin und wird das Betreuungsverhältnis in der bisher besuchten Kindertagesstätte fortgesetzt, so 

gilt die Beitragsbefreiung bis zur Einschulung. Sie gilt für Kinder, die bis zum 30. September des nachfolgen-

den Kita-Jahres das sechste Lebensjahr vollenden. Die Beitragsbefreiung gilt in dem Zeitraum auch für Kinder, 

die nach dem Brandenburgischen Schulgesetz vom Schulbesuch zurückgestellt sind. Für Kinder, die im Folge-

jahr nach dem Brandenburgischen Schulgesetz vorzeitig in die Schule aufgenommen werden, ist das letzte 

Kita-Jahr vor der Einschulung ebenfalls elternbeitragsfrei.  

(3) Liegen die Voraussetzungen der Elternbeitragsbefreiung am 1. August eines Jahres vor, so werden bis zur 

Aufnahme des Kindes in die Schule keine Elternbeiträge erhoben. Für Kinder, die nach dem Brandenburgi-

schen Schulgesetz vorzeitig eingeschult werden, erstattet der Träger der Kindertagesstätte die zunächst erhobe-

nen Elternbeiträge, nachdem die Personensorgeberechtigten ihm die vorzeitige Einschulung gemeldet haben. 

Die Meldung ist bis zum 1. Juni vor der Einschulung abzugeben. Die Erstattung zunächst gezahlter Elternbei-

träge erfolgt spätestens drei Monate nach der Einschulung. 

§ 17b 

Ausgleich entgangener Einnahmen der Einrichtungsträger 

(1) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe gleicht den Trägern der Kindertagesstätten die Einnah-

meausfälle in Höhe eines Pauschalbetrags von 125 Euro je Kind und Monat aus. Der Ausgleichsbetrag wird für 

jede Kindertagesstätte auf der Grundlage der Anzahl der betreuten Kinder gemäß § 17a Absatz 1 und 2 Satz 1 

bis 3 mit Ausnahme der Kinder gemäß § 17e nach Meldung gemäß § 3 Absatz 1 der Kindertagesstätten-

Betriebskosten- und Nachweisverordnung und des Pauschalbetrags bemessen. Maßgeblich sind die Stichtage 

1. September und 1. Dezember des Vorjahres sowie 1. März und 1. Juni des Jahres der Meldung. 

(2) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe stellt auf Antrag des Trägers einer Kindertagesstätte nach 

Prüfung höhere Einnahmeausfälle als die nach Absatz 1 Satz 1 fest und gleicht diese aus. Dies gilt nur für den 

Ausfall von Einnahmen für ortsübliche Leistungen. Dabei muss der Träger der Kindertagesstätte durch geeigne-

te Unterlagen nachweisen, dass sein durchschnittlicher Elternbeitrag für Kinder vom vollendeten dritten Le-

bensjahr bis zum beitragsbefreiten Kita-Jahr über dem Pauschalbetrag gemäß Absatz 1 Satz 1 liegt. Übersteigt 

der Antrag auf Feststellung und Erstattung höherer Einnahmeausfälle den Pauschalbetrag nach Absatz 1 Satz 1 

um mindestens 20 Prozent, soll der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe die Rechtmäßigkeit der zu-

grunde liegenden Beitragsregelungen prüfen. Dabei kann auf eine bei anderer Gelegenheit durchgeführte Prü-

fung der Rechtmäßigkeit Bezug genommen werden. Höhere Einnahmeausfälle können auch durch den Nach-

weis der Beitragserstattungen an Personensorgeberechtigte geltend gemacht werden, deren Kinder gemäß § 17a 

Absatz 2 Satz 5 vorzeitig in die Schule aufgenommen werden; Absatz 1 Satz 1 gilt entsprechend. Für den Aus-

gleich erhöhter Einnahmeausfälle ist einmal jährlich bis zum 1. September für das ablaufende Kalenderjahr ein 

Antrag zu stellen. Soweit abweichende Vereinbarungen zwischen dem Landkreis und kreisangehörigen Ge-

meinden und Ämtern über die Finanzierung gemäß § 12 Absatz 1 Satz 3 dieses Gesetzes getroffen wurden, sind 

die Bestimmungen der Sätze 1 bis 6 sowie Absatz 3 sinngemäß anzuwenden. 

(3) Der Pauschalbetrag gemäß Absatz 1 Satz 1 wird im Hinblick auf die Angemessenheit seiner Höhe erst-

mals 2020 und danach alle zwei Jahre überprüft. Das für Jugend zuständige Mitglied der Landesregierung stellt 

den Pauschalbetrag fest. Der Pauschalbetrag ist auf volle Eurobeträge auf- oder abzurunden. Folgt der zu run-

denden Stelle eine der Ziffern 0 bis 4, so ist abzurunden, folgt eine der Ziffern 5 bis 9, so ist aufzurunden. Der 

Pauschalbetrag ist im Amtsblatt des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport bekannt zu machen. 

(4) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe zahlt die Ausgleichsbeträge zur Erstattung der Einnah-

meausfälle gemäß Absatz 1 den Trägern der Kindertagesstätten zweckgebunden zu den Zahlungsterminen ge-

mäß § 3 Absatz 5 der Kindertagesstätten-Betriebskosten- und Nachweisverordnung aus. Die höheren Erstat-

tungsbeträge gemäß Absatz 2 werden zum 1. November ausgereicht. Im Jahr 2018 werden die Ausgleichsbeträ-

ge zur Erstattung der Einnahmeausfälle gemäß den Absätzen 1 und 2 zum 1. November auf Basis der Daten 

zum Stichtag 1. September rückwirkend für die Zeit ab Beginn des Kita-Jahres 2018/2019 ausgereicht. 
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(5) Der Träger der Kindertagesstätte stellt dem örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe und dieser stellt 

der obersten Landesjugendbehörde die zur Durchführung der Elternbeitragsbefreiung erforderlichen Daten zur 

Verfügung. Sozialdaten sind zu anonymisieren oder zu pseudonymisieren, soweit die Aufgabenerfüllung dies 

zulässt. Personenbezogene Daten sind nicht zu übermitteln. 

(6) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe nehmen den Ausgleich der Einnahmeausfälle bei den Trä-

gern der Kindertagesstätten gemäß den Absätzen 1 und 2 als Pflichtaufgabe zur Erfüllung nach Weisung wahr.  

(7) Mit dem Antrag nach Absatz 2 kann gleichzeitig beantragt werden, die für das ablaufende Kalenderjahr 

festgestellten Einnahmeausfälle auch den Zahlungen für das Folgejahr zugrunde zu legen. Der örtliche Träger 

der öffentlichen Jugendhilfe reicht diese nach Prüfung gemäß Absatz 2 unter Anwendung der geprüften höhe-

ren durchschnittlichen Elternbeiträge im Folgejahr aus und verrechnet sie unter Berücksichtigung der mit dem 

zum 1. September des Folgejahres eingereichten Antrag nachgewiesenen Einnahmeausfälle. 

§ 17c 

Kostenausgleich für die Elternbeitragsbefreiung durch das Land 

(1) Das Land gewährt den örtlichen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe die erforderlichen Mittel zum Aus-

gleich der nach den §§ 17a und 17b entstehenden Kosten sowie der Einnahmeausfälle aufgrund der Elternbei-

tragsbefreiung für die Betreuung von Kindern in Kindertagespflege. Für die Ermittlung des Ausgleichsbetrags 

bei Kindertagespflege gelten die §§ 17a und 17b entsprechend. Der Ausgleichsbetrag jedes örtlichen Trägers 

der öffentlichen Jugendhilfe wird auf der Grundlage des Mittels der gemäß § 6 Absatz 1 Satz 2 der Kinderta-

gesstätten-Betriebskosten- und Nachweisverordnung gemeldeten Anzahl der betreuten Kinder im Jahr vor der 

Einschulung im Zuständigkeitsbereich eines örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe abzüglich der An-

zahl der Kinder nach § 17e und des Pauschalbetrags gemäß § 17b Absatz 1 Satz 1 bemessen. Maßgeblich sind 

die Stichtage 1. September und 1. Dezember des Vorjahres sowie 1. März und 1. Juni des Jahres der Meldung. 

(2) Das Land gleicht den örtlichen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe auf Antrag nachgewiesene höhere 

Ausgleichsbeträge aus. Der Antrag ist innerhalb von zwei Monaten nach Ende der Antragsfrist für die Träger 

der Kindertageseinrichtungen zu stellen. Mit dem Antrag ist der in dem Zuständigkeitsbereich des jeweiligen 

örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe entstehende erhöhte Ausgleichsbetrag und seine Berechnung 

nachzuweisen. Für den Nachweis erhöhter Ausgleichsbeträge kann die oberste Landesjugendbehörde durch 

Verwaltungsvorschrift Vorgaben machen und ein elektronisches Antrags- und Nachweisverfahren regeln. 

(3) Die Auszahlung der Ausgleichsbeträge an den örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe erfolgt zu 

den in § 5 Absatz 1 Satz 2 der Kindertagesstätten-Betriebskosten- und Nachweisverordnung genannten Termi-

nen. Die Erstattung der durch den örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe nachgewiesenen erhöhten Aus-

gleichsbeträge nach Absatz 2 erfolgt zum 15. Dezember des jeweiligen Jahres. Ab dem Jahr 2019 wird auf An-

trag des örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe vorab zu den in Satz 1 genannten Terminen ein Ab-

schlag in Höhe von 100 Prozent der abgerechneten Zahlungen des Vorjahres ausgereicht. Der Abschlag wird 

mit der gemäß Satz 2 zu leistenden Erstattung verrechnet. 

§ 17d 

Verwaltungskostenausgleich 

Zum Ausgleich des Verwaltungsaufwands für den Vollzug der Aufgaben gemäß den §§ 17a und 17b erhalten 

die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe einen Verwaltungskostenausgleich. Die Höhe des Ausgleichs 

ergibt sich aus dem Aufwand für die Ermittlung der zu erstattenden Einnahmeausfälle und die Auszahlung der 

Beträge sowie die Bearbeitung der Anträge gemäß § 17b Absatz 2. Für den Aufwand werden jährlich je Kinder-

tageseinrichtung, in der Kinder im Alter von drei Jahren bis zur Einschulung betreut werden, acht Stunden einer 

Kraft im gehobenen nichttechnischen Verwaltungsdienst der fünften Entwicklungsstufe der Entgeltgruppe 9b 

des Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst (Kommunen) und ein zusätzlicher Gemeinkostenanteil von 

30 Prozent der dafür aufzuwendenden Personalkosten angesetzt. Für die Bearbeitung der Anträge nach § 17b 

Absatz 2 wird ein zusätzlicher Arbeitsaufwand von acht Stunden sowie ein Gemeinkostenanteil von 30 Prozent 

der dafür aufzuwendenden Personalkosten angesetzt. Die Mittel werden mit den Zahlungen gemäß § 17c durch 

das Land ausgereicht. 
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§ 17e 

Ausnahmen von der Elternbeitragsbefreiung 

Die Elternbeitragsbefreiung gemäß § 17a gilt nicht für Kinder, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt nicht im 

Land Brandenburg haben, es sei denn, in dem Land der Bundesrepublik Deutschland oder Staat gilt am Woh-

nort des Kindes eine entsprechende Beitragsfreiheit und es ist Gegenseitigkeit gewährleistet.“ 

7. § 23 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 werden nach dem Wort „Betriebskosten“ die Wörter „gemäß den §§ 15 und 17“ eingefügt. 

b) In Nummer 9 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt. 

c) Folgende Nummern 10 und 11 werden angefügt: 

„10. den Nachweis der Verwendung der Ausgleichszahlung gemäß der Kita-Leitungsausgleichsverord-

nung sowie den Nachweis der zweckentsprechenden Verwendung der Mittel gemäß § 16 Absatz 6 

Satz 2, 3 und 6, 

11. die jährliche Meldung der belegten Plätze durch Kinder im letzten Kita-Jahr vor der Einschulung 

sowie die Anzahl der Kindertagesstätten, in denen diese betreut werden, als Grundlage der Bemes-

sung der Ausgleichszahlung gemäß den §§ 17b bis 17e.“ 

8. § 24 wird wie folgt gefasst: 

„§ 24 

Übergangsvorschrift 

Bis zum Ablauf des Kita-Jahres 2019/2020 kann die Festlegung und Erhebung von Elternbeiträgen auf der 

Grundlage von Beitragsordnungen und Gebührensatzungen erfolgen, die diesem Gesetz in der bis zum 31. Juli 

2018 geltenden Fassung entsprechen.“ 

9. § 25 wird aufgehoben. 

Artikel 2 

Änderung der Kindertagesstätten-Betriebskosten- und Nachweisverordnung 

Die Kindertagesstätten-Betriebskosten- und Nachweisverordnung vom 1. Juni 2004 (GVBl. II S. 450), die zuletzt 

durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. Juli 2017 (GVBl. I Nr. 17 S. 2) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 3 

Zuschüsse des örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe an die Träger der Einrichtungen 

gemäß § 16 Absatz 2 und § 17b des Kindertagesstättengesetzes“. 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 2 werden die folgenden Sätze eingefügt: 

„Zu denselben Terminen ist für den Ausgleich der Einnahmeausfälle durch die Elternbeitragsfrei-

heit die Anzahl der Kinder im Jahr vor der Einschulung gemäß § 17a Absatz 2 des Kindertagesstät-

tengesetzes zu melden. Im Jahr 2018 ist zusätzlich die Anzahl der Kinder im Jahr vor der Einschu-

lung zum Stichtag 1. September 2017 zu melden.“ 
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bb) In dem neuen Satz 5 werden die Wörter „gemeldete Platzzahlen“ durch die Wörter „eingehende 

Meldungen“ ersetzt. 

2. In § 5 Absatz 3 Satz 2 und 3 wird jeweils die Angabe „Satz 3“ durch die Angabe „Satz 7“ ersetzt. 

3. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 6 

Nachweis der Verwendung der Zuschüsse gemäß § 16 Absatz 6 des Kindertagesstättengesetzes, 

der Kita-Leitungsausgleichsverordnung und Grundlage der Bezuschussung 

gemäß den §§ 16a und 17c und 17d des Kindertagesstättengesetzes“. 

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe ist verpflichtet, gegenüber der obersten Landesju-

gendbehörde die Zahl der belegten und finanzierten Plätze der Kindertagesbetreuung nach Art, betreuten 

Altersgruppen und zeitlichem Umfang zu den Stichtagen nach § 3 Absatz 2 Satz 3 und Absatz 4 Satz 1 

oder Absatz 7 des jeweiligen Jahres zu melden. Zu diesen Stichtagen ist auch die Anzahl der Kinder im 

letzten Kita-Jahr vor der Einschulung zu melden, die in Kindertagesstätten und in Kindertagespflege ge-

fördert werden. Für das Jahr 2018 sind auch die entsprechenden Kinderzahlen zum Stichtag 1. Septem-

ber 2017 zu melden. Wird ein Antrag nach § 5 Absatz 3 Satz 3 gestellt, sind das angewandte Verfahren 

zur Ermittlung und Festlegung der Durchschnittssätze, die zugrunde gelegten Vergütungsregelungen so-

wie deren Geltungsbereich gemäß § 3 Absatz 3 und Absatz 8 Satz 2 zu melden. Für den Ausgleich des 

Verwaltungsaufwands gemäß § 17d des Kindertagesstättengesetzes ist auch die Anzahl der Kindertages-

einrichtungen im Zuständigkeitsbereich des örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe zu melden, in 

denen Kinder im Alter von drei Jahren bis zur Einschulung betreut werden. Ferner ist ein Nachweis über 

die Verwendung der Landeszuschüsse gemäß § 16 Absatz 6 Satz 4 des Kindertagesstättengesetzes zu er-

bringen. Die Meldungen erfolgen einmal jährlich bis zum 1. November.“ 

c) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe ist ferner verpflichtet, gegenüber der obersten Lan-

desjugendbehörde die Anzahl der Kindertageseinrichtungen in seinem Zuständigkeitsbereich, die beleg-

ten Plätze je Einrichtung und die geleisteten Ausgleichszahlungen gemäß Kita-Leitungsausgleichsverord-

nung je Einrichtung zu melden. Zu melden sind auch die gemäß § 17b des Kindertagesstättengesetzes ge-

leisteten Ausgleichszahlungen je Einrichtung unter Angabe der gemeldeten belegten Plätze durch Kinder, 

die gemäß § 17a Absatz 1 des Kindertagesstättengesetzes beitragsfrei die Einrichtung besuchen, sowie die 

Anzahl der Kinder, die im letzten Kita-Jahr vor der Einschulung beitragsfrei in Kindertagespflege geför-

dert werden.“ 

d) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden die Absätze 3 und 4. 

e) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Kinder im letzten Kita-Jahr vor der Einschulung sind Kinder, die zwischen dem 1. Oktober des ak-

tuellen Jahres und dem 30. September des darauffolgenden Jahres das sechste Lebensjahr vollendet haben 

und für die am 1. August des letztgenannten Jahres die Schulpflicht beginnt sowie Kinder, die aufgrund 

von § 51 Absatz 2 Satz 1 des Brandenburgischen Schulgesetzes für ein Schuljahr zurückgestellt wurden.“ 

Artikel 3 

Bekanntmachungserlaubnis 

(1) Das für Jugend zuständige Mitglied der Landesregierung kann den Wortlaut des Kindertagesstättengesetzes in 

der vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an geltenden Fassung im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Branden-

burg Teil I bekannt machen. 
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(2) Das für Jugend zuständige Mitglied der Landesregierung kann den Wortlaut der Kindertagesstätten-Betriebs-

kosten- und Nachweisverordnung in der vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an geltenden Fassung im Gesetz- und 

Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil II bekannt machen. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. August 2018 in Kraft. 

Potsdam, den 18. Juni 2018 

Die Präsidentin 

des Landtages Brandenburg 

Britta Stark 

 

Herausgeberin: Die Präsidentin des Landtages Brandenburg  
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